
 

  

S 15 (9) RJ 185/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 13
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Ersatzzeit

nationalsozialistische Verfolgung
verfolgungsbedingter Auslandsaufenthalt
Auswanderung

Leitsätze Auch einem Versicherten, der erst durch
Eingliederung seines Heimatgebiets in
das Deutsche Reich in den
Geltungsbereich der
Reichsversicherungsgesetze gelangt war
und nach dem Ende der
Verfolgungsmaßnahmen nach
zwischenzeitlicher Begründung
gewöhnlichen Aufenthalts in Deutschland
ausgewandert ist, ist die Folgezeit bis
Ende 1949 als Verfolgungsersatzzeit iS
einer rentenunschädlichen
"Überlegungsfrist" anzurechnen.

Normenkette SGB VI § 250 Abs 1 Nr 4
SGB X § 44 Abs 1 S 1
WGSVG § 18
BEG § 1
RVO § 1251 Abs 1 Nr 4

1. Instanz

Aktenzeichen S 15 (9) RJ 185/99
Datum 09.09.2003

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 RJ 131/03
Datum 17.11.2004

3. Instanz

Datum 29.03.2006

                               1 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/250.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/44.html
https://dejure.org/gesetze/WGSVG/18.html
https://dejure.org/gesetze/BEG/1.html
https://dejure.org/gesetze/RVO/1251.html


 

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 17. November 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat der
KlÃ¤gerin auch deren auÃ�ergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens zu
erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten Ã¼ber den Anspruch der KlÃ¤gerin auf Neuberechnung der
ihr gewÃ¤hrten Regelaltersrente (RAR) unter BerÃ¼cksichtigung einer weiteren
Ersatzzeit von November 1946 bis Dezember 1949.

Die 1929 in Lodz/Polen geborene KlÃ¤gerin jÃ¼discher Herkunft ist als Verfolgte
anerkannt und entschÃ¤digt worden. Sie war von November 1939 bis zu ihrer
Befreiung in Lodz im Januar 1945 nationalsozialistischen VerfolgungsmaÃ�nahmen
ausgesetzt. Nach ihrer Befreiung hielt sie sich zunÃ¤chst bis Dezember 1945
weiterhin in Lodz auf, bevor sie als Mitglied eines Kibbuz nach Leipheim/Bayern kam
und von April 1946 an in einem Lager fÃ¼r "Displaced Persons" (DP-Lager) lebte,
von wo aus sie ihre Ausreise nach PalÃ¤stina im Herbst 1946 vorbereitete. Seit
Januar 1948 lebt die KlÃ¤gerin in Israel; sie besitzt die israelische
StaatsangehÃ¶rigkeit.

Seit Januar 1995 bezieht die KlÃ¤gerin von der Beklagten RAR. Ihren im April 1999
gestellten Antrag auf deren Neuberechnung unter BerÃ¼cksichtigung weiterer
Ersatzzeiten wegen "einer verfolgungsbedingten ArbeitsunfÃ¤higkeit bis 1946" und
daran anschlieÃ�end wegen verfolgungsbedingten Auslandsaufenthalts bis zum 31.
Dezember 1949 konkretisierte die KlÃ¤gerin spÃ¤ter iS der Anerkennung des
verfolgungsbedingten Auslandsaufenthalts. Diesen Antrag lehnte die Beklagte mit
Bescheid vom 15. Juli 1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 2.
November 1999 ab, weil ein Ursachenzusammenhang zwischen der Ausreise der
KlÃ¤gerin und nationalsozialistischen VerfolgungsmaÃ�nahmen nicht zu erkennen
sei.

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte zur Neuberechnung der RAR der KlÃ¤gerin
unter BerÃ¼cksichtigung einer weiteren Ersatzzeit vom 1. November 1946 bis 31.
Dezember 1949 verurteilt (Urteil vom 9. September 2003); das Landessozialgericht
(LSG) hat die hiergegen gerichtete Berufung der Beklagten mit Urteil vom 17.
November 2004 zurÃ¼ckgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat es im Wesentlichen
ausgefÃ¼hrt: Ã�ber Â§ 44 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) habe die
KlÃ¤gerin Anspruch auf Neuberechnung ihrer RAR. Denn fÃ¼r den Zeitraum von
November 1946 bis Dezember 1949 habe die Beklagte zu Unrecht keine Ersatzzeit
angerechnet. Die KlÃ¤gerin erfÃ¼lle die tatbestandlichen Voraussetzungen des Â§
250 Abs 1 Nr 4 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VI), weil der auf sie
ausgeÃ¼bte Verfolgungsdruck auch nach dem 30. Juni 1945 ursÃ¤chlich fÃ¼r das
Verlassen des Heimatgebiets gewesen sei. Unerheblich sei dabei, dass die KlÃ¤gerin
erst im Dezember 1945 â�� und damit zu einer Zeit, in der die
Reichsversicherungsgesetze in diesem Gebiet nicht mehr gegolten hÃ¤tten â��
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Lodz verlassen und erstmalig in deutsches Staatsgebiet eingereist sei. Denn nach
Sinn und Zweck des Â§ 250 Abs 1 Nr 4 SGB VI kÃ¶nne nicht dem Versicherten, der
bis zum Kriegsende und darÃ¼ber hinaus in seinem Heimatland verblieben sei, die
MÃ¶glichkeit genommen werden, Verfolgungsersatzzeiten angerechnet zu erhalten.
Auch dieser habe Anspruch auf die Inanspruchnahme einer "Ã�berlegungsfrist", ob
er Deutschland aus VerfolgungsgrÃ¼nden dauerhaft den RÃ¼cken kehren wolle.
Die KlÃ¤gerin sei nur deshalb â�� mit ihrem Kibbuz â�� nach Israel ausgewandert,
weil sie als einzig Ã�briggebliebene ihrer Familie keinen Halt in Polen und ebenso
wenig in Deutschland gefunden habe. Hierin lÃ¤gen die insoweit nach der
Rechtsprechung erforderlichen objektiven GrÃ¼nde fÃ¼r eine verfolgungsbedingte
Auswanderung. Zu diesem Ergebnis gelange man "erst recht", wenn man mit dem
4. Senat des Bundessozialgerichts (BSG) in seiner Entscheidung vom 29. August
1996 (4 RA 85/95 â�� BSGE 79, 113 = SozR 3-5070 Â§ 18 Nr 2 â�� hier: zu Â§ 18
Abs 2 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung nationalsozialistischen
Unrechts in der Sozialversicherung (WGSVG)) davon ausgehe, dass fÃ¼r die FÃ¤lle
des Verlassens des Reichsgebiets nach dem 8. Mai 1945 eine Beweislastregelung
zugunsten der Betroffenen anzunehmen sei. Der Rechtsbegriff des
"verfolgungsbedingten Auslandsaufenthalts" kÃ¶nne in Â§ 18 WGSVG und Â§ 250
Abs 1 Nr 4 SGB VI nur einheitlich ausgelegt werden. Die beweisbelastete Beklagte
habe weder dargelegt noch unter Beweis gestellt, dass die KlÃ¤gerin nicht
verfolgungsbedingt ausgewandert sei.

Mit der vom LSG zugelassenen Revision rÃ¼gt die Beklagte die Verletzung des Â§
250 Abs 1 Nr 4 SGB VI und fÃ¼hrt zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen aus: Â§ 250
Abs 1 Nr 4 SGB VI liege der Gedanke zugrunde, dass es den (deutschen) Verfolgten
nach der Verfolgung nicht mehr zumutbar gewesen sei, in Deutschland zu
verbleiben und (weitere) deutsche Beitragszeiten zu erwerben. Dies mÃ¼sse auch
fÃ¼r die (auslÃ¤ndischen) Verfolgten gelten, die nach Deutschland verschleppt und
in Deutschland befreit worden seien, nicht hingegen fÃ¼r diejenigen
(auslÃ¤ndischen) Verfolgten, die in ihren jeweiligen Heimatgebieten der NS-
Verfolgung ausgesetzt und dort befreit worden seien und sich erst anschlieÃ�end
zur Auswanderung nach PalÃ¤stina entschlossen hÃ¤tten. FÃ¼r diesen
Personenkreis, der sich â�� mit Ausnahme der Zeit der Verfolgung im
eingegliederten Gebiet â�� nie in Deutschland aufgehalten habe, habe keine iS des 
Â§ 250 Abs 1 Nr 4 SGB VI schutzwÃ¼rdige Veranlassung bestanden, eine eventuelle
RÃ¼ckkehr nach Deutschland zu Ã¼berdenken. HÃ¤tte die KlÃ¤gerin â�� ohne den
Umweg Ã¼ber ein DP-Lager in Deutschland zu nehmen â�� ihre Auswanderung
direkt aus Polen betrieben, so wÃ¤re fÃ¼r die Anerkennung einer Ersatzzeit in der
deutschen Rentenversicherung ohnehin kein Raum. Ein Zusammenhang zwischen 
Â§ 18 WGSVG und Â§ 250 Abs 1 Nr 4 SGB VI kÃ¶nne nicht hergestellt werden. Denn 
Â§ 18 Abs 1 WGSVG sei eine Vorschrift, die ausschlieÃ�lich den durch mittelbare
Nachwirkungen nationalsozialistischer VerfolgungsmaÃ�nahmen eingetretenen
Schaden regele; Â§ 250 Abs 1 Nr 4 SGB VI hingegen komme â�� zumindest
teilweise â�� ein haftungsbegrÃ¼ndender Charakter zu, weil diese Vorschrift
Beitragszeiten ersetzen solle und insofern einen rentenversicherungsrechtlichen
Vorteil gewÃ¤hre.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen
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vom 17. November 2004 sowie das Urteil des Sozialgerichts DÃ¼sseldorf vom 9.
September 2003 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend.

II

Die zulÃ¤ssige Revision der Beklagten ist nicht begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat
gegen die Beklagte Anspruch auf Anrechnung einer weiteren Ersatzzeit von
November 1946 bis Dezember 1949. Denn nach den tatsÃ¤chlichen Feststellungen
des LSG hat sie infolge VerfolgungsmaÃ�nahmen ihren Wohnsitz auÃ�erhalb des
Geltungsbereichs der Reichsversicherungsgesetze genommen.

GemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt, auch nachdem er
unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen, soweit bei dessen Erlass das Recht unrichtig angewandt oder
von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist, der sich als unrichtig erweist, und
soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht erbracht worden sind. Das LSG hat
im angefochtenen Urteil festgestellt, dass im Bescheid der Beklagten vom 18. Juni
1998 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 15. Oktober 1998 das Recht
unrichtig angewandt worden ist, so dass der ablehnende Ã�berprÃ¼fungsbescheid
vom 15. Juli 1999 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 2. November 1999
die KlÃ¤gerin in ihren Rechten verletzt.

Nach der hier allein in Betracht kommenden letzten Alternative des Â§ 250 Abs 1 Nr
4 SGB VI sind Ersatzzeiten Zeiten vor dem 1. Januar 1992, in denen
Versicherungspflicht nicht bestanden hat und Versicherte nach vollendetem 14.
Lebensjahr infolge VerfolgungsmaÃ�nahmen

a) â�¦

b) bis zum 30. Juni 1945 ihren Aufenthalt in Gebieten auÃ�erhalb des jeweiligen
Geltungsbereichs der Reichsversicherungsgesetze oder danach in Gebieten
auÃ�erhalb des Geltungsbereichs der Reichsversicherungsgesetze nach dem Stand
vom 30. Juni 1945 genommen oder einen solchen beibehalten haben, lÃ¤ngstens
aber die Zeit bis zum 31. Dezember 1949,

wenn sie zum Personenkreis des Â§ 1 des BundesentschÃ¤digungsgesetzes
gehÃ¶ren (Verfolgungszeit).

Diese tatbestandsmÃ¤Ã�igen Voraussetzungen sind erfÃ¼llt. Die KlÃ¤gerin,
Verfolgte iS des Â§ 1 des BundesentschÃ¤digungsgesetzes, hat "danach" (nach dem
30. Juni 1945) "ihren Aufenthalt â�¦ in Gebieten auÃ�erhalb des Geltungsbereichs
der Reichsversicherungsgesetze nach dem Stand vom 30. Juni 1945 genommen".
Denn sie ist im Herbst 1946 aus Bayern (also aus dem Geltungsbereich der
Reichsversicherungsgesetze nach dem Stand vom 30. Juni 1945) nach PalÃ¤stina
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(also in ein Gebiet auÃ�erhalb dieses Geltungsbereichs) ausgewandert. Dies
geschah nicht nur "nach vollendetem 14. Lebensjahr", sondern auch "infolge
VerfolgungsmaÃ�nahmen".

Denn das LSG hat festgestellt, dass ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang zwischen den
durch die KlÃ¤gerin erlittenen VerfolgungsmaÃ�nahmen und dem ab Herbst 1946
gewÃ¤hlten Auslandsaufenthalt in PalÃ¤stina bestand. Zutreffend geht es davon
aus, dass nach der KausalitÃ¤tstheorie der "wesentlichen Bedingung" jede
Bedingung ursÃ¤chlich ist, die nach der Auffassung des praktischen Lebens wegen
ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt hat
(vgl grundlegend BSGE 13, 175 = SozR Nr 32 zu Â§ 542 RVO). Ebenfalls zu Recht
hat das LSG angenommen, dass auch Ã¼ber das Kriegsende hinaus fortdauernde
und erst spÃ¤ter eingetretene Nachwirkungen nationalsozialistischer
VerfolgungsmaÃ�nahmen in den Nachkriegsjahren den Anlass zur Auswanderung
gegeben haben kÃ¶nnen (vgl BSG SozR Nr 46 zu Â§ 1251 RVO). Es hat â�� iS der
bisherigen Rechtsprechung des BSG â�� die Verfolgungsbedingtheit des
Auslandsaufenthalts auch nicht (wie bei einer Auswanderung zwischen 1933 und
Kriegsende â�� hierzu BSG SozR Nr 46 zu Â§ 1251 RVO; Urteil vom 17. Dezember
1986 â�� 11a RA 44/85 â�� verÃ¶ffentlicht bei Juris) unterstellt, sondern
ausdrÃ¼cklich festgestellt, dass die KlÃ¤gerin als einzig Ã�berlebende des
Holocaust aus ihrer Familie keinen Halt im Herkunftsgebiet und ebenso wenig in
Deutschland gefunden habe (zu nachwirkenden verfolgungsbedingten GrÃ¼nden
fÃ¼r ein Verlassen Deutschlands vgl BSG SozR Nr 46 zu Â§ 1251 RVO und SozR
2200 Â§ 1251 Nr 106). Es ist damit von einer den Auswanderungswunsch
prÃ¤genden Motivlage bei der KlÃ¤gerin ausgegangen und hat die kausale
VerknÃ¼pfung von nachwirkenden nationalsozialistischen VerfolgungsmaÃ�nahmen
und Auswanderung anhand objektiver UmstÃ¤nde festgestellt (vgl BSG SozR 2200
Â§ 1251 Nr 106 S 299); andere GrÃ¼nde seien weder ersichtlich noch von der
Beklagten vorgetragen worden.

Mangels erheblicher RÃ¼gen der Beklagten ist der Senat an diese Feststellungen
des LSG gebunden (Â§ 163 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)).

Die Beklagte wendet sich insoweit lediglich gegen die unter Hinweis auf das Urteil
des 4. Senats des BSG vom 29. August 1996 (4 RA 85/95 â�� BSGE 79, 113 = SozR
3-5070 Â§ 18 Nr 2 zu Â§ 18 Abs 2 WGSVG) ergÃ¤nzend (" â�¦ erst recht â�¦")
angestellten ErwÃ¤gungen des LSG, dass fÃ¼r die FÃ¤lle des Verlassens des
Reichsgebiets nach dem 8. Mai 1945 eine Beweislastregelung zugunsten der
Betroffenen angenommen werden kÃ¶nne, weil mÃ¶glicherweise der Rechtsbegriff
des "verfolgungsbedingten Auslandsaufenthalts" in Â§ 18 WGSVG und Â§ 250 Abs 1
Nr 4 SGB VI einheitlich auszulegen sei. Die Formulierung "erst recht" zeigt indes,
dass das LSG tragend nur auf die tatsÃ¤chlichen Feststellungen zur kausalen
VerknÃ¼pfung nachwirkender nationalsozialistischer Verfolgung und Auswanderung
abgestellt hat. Die ergÃ¤nzenden ErwÃ¤gungen sollten dieses Ergebnis bestÃ¤rken,
tragen die angefochtene Entscheidung jedoch nicht.

Weiterhin schlieÃ�t der Umstand, dass die KlÃ¤gerin â�� auÃ�er wÃ¤hrend ihrer
Verfolgungszeit â�� einen Bezug zur deutschen Rentenversicherung zu keinem
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weiteren Zeitpunkt aufweist, ihren Anspruch auf Anrechnung von
Verfolgungsersatzzeiten grundsÃ¤tzlich nicht aus. Denn allein mit ZurÃ¼cklegung
dieser Zeiten ist ein Tatbestand gesetzt worden, der â�� in Verbindung mit der
Verfolgteneigenschaft â�� das Geltendmachen einer Ersatzzeit iS von Â§ 250 Abs 1
Nr 4 SGB VI ermÃ¶glicht. Dass es sich bei der KlÃ¤gerin um eine Versicherte
handelt, die Beitragszeiten nur im (damals) eingegliederten Gebiet geltend machen
konnte, ist unmaÃ�geblich. Entgegen der Auffassung der Beklagten kommt es
daher nicht darauf an, dass die KlÃ¤gerin Beitragszeiten im Staatsgebiet des
Deutschen Reiches nach dem Stand vom 30. Juni 1945 nicht zurÃ¼ckgelegt hat,
sondern nach den Feststellungen des LSG (mit ihrem Kibbuz) den Weg Ã¼ber
Deutschland zur Ausreise nach PalÃ¤stina/Israel gewÃ¤hlt hat.

Zutreffend fÃ¼hrt das LSG aus, dass auch Sinn und Zweck der Vorschrift des Â§ 250
Abs 1 Nr 4 SGB VI einer Anerkennung der geltend gemachten Ersatzzeit der
KlÃ¤gerin nicht entgegenstehen. Mit der Regelung wurde Versicherten wÃ¤hrend
eines verfolgungsbedingten Auslandsaufenthaltes (nicht etwa also wÃ¤hrend eines
Aufenthalts in Deutschland: vgl BSG SozR 2200 Â§ 1251 Nr 120) lÃ¤ngstens bis zum
31. Dezember 1949 eine "Ã�berlegungsfrist" gewÃ¤hrt, ob sie dem Land, von dem
die VerfolgungsmaÃ�nahmen ausgingen, dauerhaft den RÃ¼cken kehren wollten,
ohne dabei Schaden in der Rentenversicherung zu nehmen (vgl BSG SozR Nr 46 zu 
Â§ 1251 RVO und SozR 2200 Â§ 1251 Nr 120).

GrundsÃ¤tzlich sind auch diejenigen Versicherten vom Anwendungs- und
Schutzbereich der genannten Norm erfasst, die erst durch Eingliederung ihrer
Heimatgebiete in das Deutsche Reich in den Geltungsbereich der
Reichsversicherungsordnung (RVO) gelangt und nach RÃ¼ckgÃ¤ngigmachung
dieser Eingliederung wieder ausgeschieden sind. Einmal eingegliedert in den
Bereich des deutschen Rentenversicherungsrechts kann ihnen â�� anders als
Versicherten, die nur die reine "MÃ¶glichkeit" einer Auswanderung nach
Deutschland fÃ¼r sich in Anspruch nehmen (vgl Senatsurteil vom 8. September
2005 â�� B 13 RJ 20/05 R â�� verÃ¶ffentlicht bei Juris) â�� ein Schaden in der
deutschen Rentenversicherung (vgl hierzu auch Senatsurteil vom 14. August 2003
â�� B 13 RJ 27/02 R â�� SozR 4-2200 Â§ 1251 Nr 1) entstanden sein.

Anderenfalls bliebe es â�� worauf das LSG zutreffend hinweist â�� dem Zufall
Ã¼berlassen, ob einem Versicherten die durch Â§ 250 Abs 1 Nr 4 SGB VI erÃ¶ffnete
"Bedenkzeit" eingerÃ¤umt wÃ¼rde oder nicht. Das EinrÃ¤umen der
"Ã�berlegungsfrist" kann nicht von der ZufÃ¤lligkeit abhÃ¤ngig gemacht werden, ob
ein Versicherter das Kriegsende im "Kerngebiet" des Deutschen Reichs erlebt hat
oder aber in angegliederten Gebieten, in denen die Reichsversicherungsgesetze in
gleicher Weise galten. Auch bei einer Ausreise aus einem angegliederten Gebiet mit
dem Ziel der Auswanderung Ã¼ber die "Zwischenstation" des deutschen
Staatsgebiets nach dem 30. Juni 1945 â�� wie im vorliegenden Fall â�� muss
grundsÃ¤tzlich die MÃ¶glichkeit erÃ¶ffnet sein, bis zum 31. Dezember 1949 einen
Nachteil in der Versicherungsbiografie der Rentenversicherung Ã¼ber Â§ 250 Abs 1
Nr 4 SGB VI auszugleichen (ebenso: Joswig, MittLVA Rheinpr 2002, 28, 29).

Dies gilt jedenfalls dann, wenn Deutschland nicht lediglich kurzfristige
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Zwischenstation bei der Ausreise war, sondern hier ein gewÃ¶hnlicher Aufenthalt
begrÃ¼ndet worden ist. Das ist bei einem Aufenthalt in einem DP-Lager in
Deutschland â�� wie bei der KlÃ¤gerin â�� grundsÃ¤tzlich auch dann der Fall, wenn
die konkrete Absicht bestand, nach PalÃ¤stina auszuwandern (BSG SozR 3-1200 Â§
30 Nr 21 S 46 mwN).

Die Anrechnung der Verfolgungsersatzzeit ist schlieÃ�lich unabhÃ¤ngig davon, ob
die KlÃ¤gerin nach ihrer Einreise in Israel ein versicherungspflichtiges
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis eingegangen ist und dort ggf zeitgleich BeitrÃ¤ge zur
Rentenversicherung entrichtet hat. Â§ 250 Abs 1 Nr 4 SGB VI hat â�� wie die
VorgÃ¤ngervorschrift des Â§ 1251 Abs 1 Nr 4 RVO â�� den Sinn, den Verfolgten
dafÃ¼r zu entschÃ¤digen, dass allein der (erzwungene) Aufenthalt im Ausland dem
Erwerb inlÃ¤ndischer Versicherungszeiten entgegenstand (BSG SozR 2200 Â§ 1251
Nr 116, 120). Die Vorschrift sieht die Anrechnung von Ersatzzeiten bis zum 31.
Dezember 1949 allein aufgrund der Tatsache vor, dass der Verfolgte sich infolge
VerfolgungsmaÃ�nahmen im Ausland aufgehalten hat (vgl BSG SozR 2200 Â§ 1251
Nr 49, 106; SozR Nr 61 zu Â§ 1251 RVO).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs 1 SGG.

Erstellt am: 06.06.2006

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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